
Zivil-, Familien- und Arbeitsrechtssachen erforderlich 
ist. Die Justiz- und Sicherheitsorgane haben nunmehr 
in der Zentralstelle für Ärztliches Begutachtungswesen 
und ihren nachgeordneten Bezirks- und Kreisstellen 
staatliche Partner, mit deren Unterstützung eine wirk­
samere Einbeziehung der ärztlichen Sachverständigen 
in die sozialistische Rechtspflege gewährleistet werden 
kann.

Beiziehung von Gutachten durch die Justiz- 
und Sicherheitsorgane

§ 11 Abs. 1 der AO bestimmt, daß die Bezirks- und 
Kreisärzte zusammen mit den Bezirks- und Kreisgut­
achtern und den Ärztlichen Direktoren der Einrichtun­
gen für die Justiz- und Sicherheitsorgane im jeweiligen 
Territorium Übersichten über Gutachter nach fachspe- 
ziflschen Gesichtspunkten anfertigen und ihnen diese 
übermitteln. Der Begriff „Einrichtungen“ ist in § 2 
Abs. 1 der AO deflniert; er umfaßt medizinische Insti­
tutionen, die dem Ministerium für Gesundheitswesen 
oder dem Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 
unterstehen.

In § 11 Abs. 3 der AO werden ferner eine Reihe von 
Möglichkeiten der gegenseitigen Unterstützung genannt, 
so z. B. die Erläuterung von Begutachtungsproblemen 
auf Anforderung, die Einwirkung auf eine sach- und 
termingerechte Erarbeitung von Gutachten und die Ein­
ladung von Mitarbeitern der Justiz- und Sicherheits­
organe zur Qualifizierung der Gutachter zu Tagungen. 
Alle diese Möglichkeiten haben zum Ziel, für die Erfor­
dernisse der sozialistischen Rechtspflege ärztliche Begut­
achtungen von hoher Qualität zu sichern.
Die AO vom 18. Dezember 1973 bietet auch gute Voraus­
setzungen dafür, daß die Zahl der Gutachter für den 
Bedarf der Rechtspflege erweitert wird, und zwar ins­
besondere durch die staatliche Unterstützung, die jedem 
ärztlichen Gutachter zuteil wird. Der Gutachter ist nicht 
mehr Privatgutachter; seine Tätigkeit findet vielmehr 
volle staatliche Anerkennung, denn die Abfassung ärzt­
licher Gutachten gehört zum Leistungsprofil seiner Ein­
richtung gemäß § 2 Abs. 1 der AO. Dem medizinischen 
Sachverständigen muß demzufolge von der Leitung sei­
ner Einrichtung die erforderliche Unterstützung ge­
währt werden, wenn er mit der Erarbeitung eines Gut­
achtens beauftragt worden ist. Sein Einsatz erfolgt mit 
Zustimmung des Leiters der Einrichtung. Der staat­
lichen Anerkennung der gutachterlichen Tätigkeit ent­
spricht die gesetzliche Verpflichtung der Ärzte und der 
anderen in der medizinischen Betreuung tätigen Fach­
kräfte, im Rahmen ihres Arbeitsvertrags und ent­
sprechend ihrer Qualifikation Gutachten zu erstatten 
(§ 8 Abs. 1 der AO).
Es wäre jedoch verfehlt, anzunehmen, daß mit der Neu­
regelung des ärztlichen Begutachtungswesens nunmehr 
sofort genügend Ärzte für diese Tätigkeit frei werden. 
Ihre wichtigste Aufgabe ist nach wie vor die medizini­
sche Versorgung der Bevölkerung. Die Justiz- und 
Sicherheitsorgane müssen daher sehr verantwortungs­
bewußt entscheiden, ob und wann im konkreten Ver­
fahren ein ärztliches Gutachten erforderlich ist. Sie soll­
ten auch dazu den jeweiligen Bezirks- bzw. Kreisgut­
achter konsultieren bzw. den Leiter der Einrichtung, in 
der der betreffende Gutachter tätig ist.

Wenn die Justiz- und Sicherheitsorgane besonders enge 
Beziehungen zu den Bezirks- und Kreisgutachtern un­
terhalten sollen, so bedeutet das aber keinesfalls eine 
Bürokratisierung der direkten Beziehungen zu den Gut­
achtern, etwa in der Richtung, daß alle Anforderungen 
und die Gutachten selbst über die Bezirks- und Kreis­
stelle gehen müßten (vgl. § 11 Abs. 2 der AO). Die AO

vom 18. Dezember 1973 folgt hier dem für die soziali­
stische Rechtspflege so bedeutsamen Grundsatz der 
Beschleunigung im Strafverfahren. Sie bestimmt auch, 
daß Gutachten, die von den Justiz- und Sicherheits­
organen angefordert werden, vorrangig erledigt werden 
müssen, und zwar innerhalb von sechs Wochen (§ 8 
Abs. 3 der AO). Ist die Erarbeitung eines Gutachtens 
innerhalb dieser Frist nicht gewährleistet, dann ist um­
gehend der Bezirks- bzw. Kreisgutachter zu verstän­
digen, der alles Erforderliche zu veranlassen hat, um 
die Erstattung des Gutachtens zu sichern, u. U. mit 
Hilfe von Gutachtern aus anderen Kreisen oder Bezir­
ken.
Dieser Unterstützung der Justiz- und Sicherheitsorgane 
dient auch die Regelung, daß der Bezirks- bzw. Kreis­
gutachter über die Anforderung eines Gutachtens zu 
informieren ist. Dazu genügt die Übersendung einer 
Durchschrift der Anforderung (§ 11 Abs. 2 der AO). Eine 
einfache schriftliche Information an den Bezirks- bzw. 
Kreisgutachter genügt in den Fällen, in denen in der 
Anforderung des Gutachtens inhaltliche Fragen des Er­
mittlungsverfahrens behandelt werden, deren Weiter­
gabe den Gang der Ermittlungen gefährden könnte.
Die Bezirks- bzw. Kreisgutachter haben die Justiz- und 
Sicherheitsorgane nicht nur bei der Benennung von Gut­
achtern zu unterstützen, sondern auch dann, wenn be­
stimmte Aussagen eines Gutachtens Zweifel begründen. 
Diese Zweifel können auf Unkenntnis bestimmter medi­
zinischer Fachprobleme zurückzuführen sein und durch 
eine Konsultation leicht behoben werden; sie können 
aber auch so erheblich sein, daß ein Zweitgutachten 
notwendig ist. Die gemäß § 6 der AO zu bildenden Gut­
achterkommissionen, denen möglichst auch ein Gerichts- 
mediziner angehören sollte, können hierbei beratend 
mitwirken.
Die AO vom 18. Dezember 1973 geht grundsätzlich da­
von aus, daß Gutachten innerhalb der Arbeitszeit er­
stattet werden. Ist in begründeten Fällen die Fertigung 
eines Gutachtens in der erforderlichen wissenschaft­
lichen Qualität in der vorgesehenen Zeit nicht möglich, 
dann kann es mit Zustimmung des Leiters der Einrich­
tung auch außerhalb der Arbeitszeit erstattet werden. 
Diese Leistung des Gutachters wird nach § 10 der AO 
besonders honoriert; in einer Anlage zur Anordnung 
werden die Vergütungssätze genau bestimmt.

Die Justiz- und Sicherheitsorgane müssen in ihren 
schriftlichen Anforderungen genau darlegen, ob sie 
einen Arzt als Sachverständigen oder als Zeugen 
brauchen. Es gibt Sachverhalte, wo ein Arzt, der einen 
Patienten nach einem Verkehrsunfall oder nach einer 
Körperverletzung behandelt hatte, als Zeuge über seine 
Feststellungen aussagen muß. Bei Verkehrsunfällen 
wird in der Praxis ein vom Institut für Gerichtliche 
Medizin an der Medizinischen Akademie Magdeburg 
entwickeltes Formblatt verwendet, auf dem der behan­
delnde Arzt seine Befunde festhält. Dieses Formblatt 
hat den Charakter einer ärztlichen Bescheinigung; es 
ist aber kein Gutachten i. S. der AO vom 18. Dezember 
1973, weil der Arzt die von ihm festgestellten objektiven 
Befunde nicht wertet.
Das gleiche gilt für ärztliche Atteste, die von Bürgern 
z. B. bei der Anzeige einer Körperverletzung vorgelegt 
werden. Diese Atteste gewinnen auch dann nicht den 
Charakter von Gutachten, wenn sie von den Justiz- und 
Sicherheitsorganen angefordert werden, um die Anzei­
genprüfung bzw. die Ermittlungen zu beschleunigen. 
Ergibt sich jedoch aus einem Attest der Verdacht, daß 
bei einer gründlicheren Bewertung der Verletzungen 
eine andere juristische Einschätzung der Tat vorgenom­
men werden muß, dann wird eine Begutachtung des 
Sachverhalts durch den behandelnden oder einen an-
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